
Dokumentation
2. Zahlreiche Äußerungen, die auf der unter Ihrer Domain betriebenen Webseite online zugänglich gemacht werden, sind rechtswidrig, weshalb unserem Mandanten diesbezüglich ein Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch zusteht.

KrPT Köln/Bonn
Nachfolgend dokumentieren wir die in der Abmahnung formulierten Anwürfe des Wendisch-Anwalts gegen unseren Leser:innenbrief und unsere 22-seitige Analyse des von Martin Wendisch herausgegeben Buches "Kritische Psychotherapie". Die Anwürfe sind jeweils als Kommentar vor unsere durch unseren Anwalt formulierte Erwiderung gestellt.

Gruppe Kritische Psychotherapie Köln/Bonn



Alt. 1 GG geschützte Meinungsäußerungen. Im Übrigen sind aufgestellte Tatsachenbe-

hauptungen wahr.

An dieser Stelle sei daran zu erinnern, dass die Bewertung eines Buchs als „rechtsex-

trem“ ohne Weiteres als Meinungsäußerung zu qualifizieren ist. Eine wissenschaftlich

feststehende Definition, was „rechtsextrem“ ist, gibt es nicht und unser Mandant be-

hauptet dies auch nicht. In diesem Sinne hat auch das LG Meiningen vor Kurzem erst in

Bezug auf eine Äußerung entschieden, nach der eine Person „in dringendem Verdacht

[stehe], rechtsextremes Gedankengut zu verbreiten.“ Das Landgericht beurteilte die Äu-

ßerung als Werturteil und führt aus:

„Der Begriff ‚rechtsextrem‘ ist ein viel verwendeter Begriff, der keiner einheitli-

chen Definition zugänglich ist und auch dem Beweis nicht zugängliche Wertun-

gen enthält. Insbesondere ist der Begriff des ‚rechtsextremen‘ nicht mit ‚verfas-

sungsfeindlich‘ gleichzusetzen, wie dies die Klägerin vorträgt. Vielmehr enthält

der Begriff des ‚rechtsextremen‘ verschiedene Ausprägungen, die nicht notwen-

digerweise den Grad des Verfassungsfeindlichen erreichen. Die unterschiedlichs-

ten Meinungen und Gedankenbilder werden unter dem Begriff des Rechtsextre-

mismus zusammengefasst. Nur beispielhaft sei hier die Forderung nach der Ab-

schaffung  eines  unabhängigen,  gebührenfinanzierten  Rundfunks  angeführt.

Diesbezügliche Überlegungen werden ebenso unter dem Begriff des Rechtsextre-

men  zusammengefasst,  wie  rassistische  oder  demokratiegefährdende  Inhalte.

‚Rechtsextrem‘ ist im Ergebnis eine Sammelbezeichnung für verschiedene (ver-

schwörungs)ideologische  Gesinnungen  und  kein  einheitliches  Phänomen.  Wie

auch das Bundesministerium des Inneren anerkennt, kann der Begriff nur an-

hand von Merkmalen umschrieben werden.“

LG Meiningen, Urteil vom 22. Dezember 2021 – 2 O 506/21 –, juris.

Wenn sich Ihr Mandant im Wesentlichen daran stört, durch die angegriffenen Äußerun-

gen nicht in dem Sinne bewertet zu werden, wie er sich selbst sieht, so führt dies noch

nicht dazu, dass eine „Schmähkritik“ vorläge. Bekanntlich definiert das Bundesverfas-

sungsgericht die Schmähkritik wegen ihres die Meinungsfreiheit verdrängenden Cha-

rakters eng. Dass die angegriffenen Äußerungen keinerlei sachlichen Bezug zu dem von
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Ihrem Mandanten herausgegeben Buch hätten, ist nicht festzustellen. Dies wäre aber

erforderlich, um sie ohne eine Abwägung der konfligierenden Grundrechtspositionen

untersagen zu können.

Wir verweisen in diesem Zusammenhang auch auf die aktuelle Entscheidung des Bun-

desverfassungsgerichts, wonach ausgehend vom Wortlaut der Äußerung ihr Sinngehalt

zu ermitteln ist, wobei Kontext und Begleitumstände zu berücksichtigen sind. Gerade

im öffentlichen Meinungskampf ist es zulässig, öffentlich zur Diskussion gestellte, ge-

sellschaftliches Interesse erregende Beiträge auch mit scharfen Äußerungen zu kriti-

sieren.

BVerfG, Beschluss vom 11.11.2021 – 1 BvR 11/20 –, juris Rn. 18.

Vorliegend setzen sich die angegriffenen Äußerungen mit einem von Ihrem Mandanten

herausgegebenen Werk auseinander. Nicht zu verkennen ist, dass sich Ihr Mandant mit

seinen Thesen selbst an die Öffentlichkeit begeben hat. Er muss insoweit auch scharfe

und aus seiner Sicht unzutreffende Kritik hinnehmen. Einen Anspruch darauf, nur so

dargestellt zu werden, wie man sich selbst gerne sieht, vermittelt auch das allgemeine

Persönlichkeitsrecht nicht, wie die Gerichte bekanntlich in ständiger Rechtsprechung

judizieren.

Zu den angegriffenen Äußerungen im Einzelnen:

I. zu 2.a)

Ihr Mandant meint, es handele sich bei der Äußerung „Wir halten das Buch dagegen für

ein in weiten Teilen rechtsextremes Werk“ um eine Tatsachenbehauptung. Dies trifft

unter dem Eindruck des bereits Ausgeführten ersichtlich nicht zu. Erkennbar steht das

wertende Element im Vordergrund. Dies wird in dem Leser:innenbrief bzw. der Analyse

auch eingehend begründet, sodass keine Schmähkritik vorliegt.

Nochmals: Eine Meinungsäußerung mag Ihrem Mandanten missfallen und er mag sie

nicht teilen. Auch wenn er sich anders sieht, so muss er allerdings hinnehmen, dass
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a) Unzulässig ist bereits die Äußerung „Wir halten das Buch dagegen für ein in weiten Teilen rechtsextremes Werk". Es handelt sich insoweit nicht um eine zulässige Meinungsäußerung. Unmittelbar anschließend wird nämlich behauptet, die Bewertung als „in weiten Teilen rechtsextremes Werk" beruhe auf einer „ausführliche(n) Analyse des oben genannten Buches". Damit wird dem Leser suggeriert, dass der angeblich „rechtsextreme" Gehalt des Buches gleichsam wissenschaftlich belegt sei, was natürlich nicht der Fall ist. Die Äußerung ist also eine unwahre Tatsachenbehauptung. Das von unserem Mandanten herausgegebene Fachbuch ist nachweislich kein in weiten Teilen rechtsextremes Werk". Hinzu kommt, dass sich diese Wertung noch nicht einmal aus dem referenzierten pdf-Dokument (der 22-seitigen „Analyse") ergibt, in der der weit überwiegende Teil des Fachbuchs gerade positiv dargestellt wird. Selbst wenn man die Äußerung als Meinungsäußerung ansehen wollte, wäre sie gleichwohl unzulässig, weil die Behauptung, unser Mandant sei Herausgeber eines „in weiten Teilen rechtsextremen Werks", Schmähkritik darstellt.



sein Wirken einer von seinem Selbstbild unabhängigen kritischen Überprüfung zuge-

führt wird.

II. Zu 2. b) aa)

Siehe die Ausführungen zu Ziff. I.

III. Zu 2. b) bb)

Die Behauptung, Ihr Mandant habe „dirigiert“, dass in dem Fachbuch ein Narrativ auf-

gespannt werde, stellt eine Meinungsäußerung dar, wobei auch darauf hinzuweisen ist,

dass die Zusammenstellung unterschiedlicher selbstständiger Werke eine persönliche

geistige Schöpfung darstellt (vgl. § 4 Abs. 1 UrhG).

IV. Zu 2. b) cc)

Es handelt sich um eine Fehlinterpretation, wenn Ihr Mandant meint, ihm werde unter-

stellt, er stehe den von den Nationalsozialisten verfolgten Zielen nahe. Die Äußerung

weist lediglich darauf hin, dass die von ihm vorgebrachte  Argumentation historische

Vorläufer hat und bis heute im Rechtsextremismus Anwendung findet. So zählte die Be-

hauptung einer gesunden, überlegenen Rasse, deren „Volkskörper“ gegen die krankma-

chende,  „zersetzende“  Kraft  moderner,  insbesondere  jüdischer  Einflüsse  geschützt

werden müsse, zu den Grundzügen des Nationalsozialismus.

 Hitler selbst sprach schon 1920 davon, dass „die Vergiftung des Volkes nicht enden“

werde, solange nicht „der Erreger, der Jude, aus unserer Mitte entfernt ist.“

Damit handelt es sich bei der Äußerung auch ersichtlich nicht um Schmähkritik.
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b) Den Inhalt des abgedruckten Leserbriefs machen Sie sich erkennbar zu Eigen. Auch dieser enthält unzulässige Äußerungen.

aa) Das gilt auch insoweit für die - im Vergleich zu der obigen Äußerung leicht abgewandelte - Behauptung, bei dem Buch handle es sich um ein größtenteils „rechtsextremes Werk in aufklärerischem Gewand".

Dokumentation
bb) Unwahr ist die weitere Behauptung, unser Mandant habe es „dirigiert", dass in dem Fachbuch ein „Narrativ" aufgespannt werde, „das in der extremen Rechten beheimatet ist", und unser Mandant habe es „geschafft", „auch zahlreiche lesenswerte Beiträge in ein rechtes Gesamtbild einzuflechten".

Dokumentation
cc) Unzulässig ist weiter die Formulierung: „Die Darstellung von gesellschaftlichen Prozessen in organisch-medizinischen Begriffen und polare Zuordnung krank = unnatürlich = falsch und gesund = natürlich = richtig ist einschlägig für rechtsextreme Argumentationen. Auch im Nationalsozialismus war sie gängige Sprache. Dabei handelt es sich nicht um bloße Metaphern, die Wortwahl ist ernst gemeint." Unserem Mandanten wird damit unterstellt, er stehe nationalsozialistischem Gedankengut und den von den Nationalsozialisten verfolgten Zielen nahe. Auch diese Behauptung ist schlicht unwahr, sie stellt im übrigen Schmähkritik dar.



V. Zu 2. b) dd)

Im betreffenden Buch wird an verschiedenen Stellen die Existenz einer Verschwörung

einer kleinen Elite („NWO“ [so ausdrücklich auf S. 447], „die Globalisten“, „deep state“,

etc.)  behauptet,  die die gesellschaftlichen Prozesse dominiert.  Angesichts der gesell-

schaftlichen Wirklichkeit, also den gesellschaftlichen Institutionen, den verschiedenen

widerstreitenden Akteuren und Interessen, ist dies nicht bloß unterkomplex. Vielmehr

operiert Ihr Mandant mit antisemitischen Codes, wie sie für rechtsextreme Argumenta-

tionen typisch sind. 

So werden etwa die Begriffe „NWO“ und „deep state“ auch auf einer Liste der Bundes-

zentrale für politische Bildung als Schlagworte für „Verschwörungstheorien A-Z“ aufge-

führt, die im Jahr 2021 vom bayrischen Landtag in eine Publikation zum Thema Ver-

schwörungstheorien aufgenommen wurde. Neben den bereits genannten Quellen lie-

ßen sich unzählige weitere anführen.  Wir verweisen an dieser Stelle  lediglich auf den

entsprechenden Wikipedia-Artikel zur „Neuen Weltordnung“:

https://de.wikipedia.org/wiki/Neue_Weltordnung_(Verschw

%C3%B6rungstheorie)

Das Zurückführen von Problemen auf die genannten Gründe („NWO“, „die Globalisten“,

„deep state“) darf als ein Zurückführen auf einfache Ursachen und Schuldige bezeich-

net werden. Die Argumentationsweise bietet auch offensichtlich ausreichende Anhalts-

punkte, um sie als rechtsextrem bewerten zu können.

VI. Zu 2. b) ee)

Siehe die Ausführungen zu Ziff. V.

VII. Zu 2. b) ff)

Auch  an dieser Stelle nimmt Ihr Mandant eine Fehlinterpretation vor. Ihm wird nicht

vorgeworfen Antisemit zu sein, auch wenn sogar dies unter Eindruck der bereits zitier-
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https://de.wikipedia.org/wiki/Neue_Weltordnung_(Verschw%C3%B6rungstheorie
https://de.wikipedia.org/wiki/Neue_Weltordnung_(Verschw%C3%B6rungstheorie
Dokumentation
dd) Auch soweit die „Zurückführung komplexer Probleme auf einfache Ursachen und Schuldige" als „weitere rechtsextreme Argumentationsweise" bezeichnet wird, ist dies bezogen auf unseren Mandanten eine unwahre Tatsachenbehauptung, weil unser Mandant die von ihm in dem von ihm herausgegebenen Fachbuch behandelten komplexen Probleme ja gerade nicht auf „einfache Ursachen und Schuldige" zurückführt. Unwahr ist in diesem Zusammenhang auch die Behauptung, die Argumentationsweise unseres Mandaten stelle sich als „rechtsextrem" dar.

Dokumentation
ee) Unzulässig ist weiter die (indirekt aufgestellte) unwahre Tatsachenbehauptung, das von unserem Mandanten herausgegebene Fachbuch transportiere „klassische rechtsextreme Verschwörungsnarrative" bzw. „Verschwörungsideologien".

Dokumentation
ff) Unserem Mandanten wird außerdem unterstellt, er evoziere „das von der NSDAP verwendete Bild vom „raffenden und schaffenden Kapital" (raffend=jüdisch)", suggeriert wird dadurch, unser Mandant sei - auch noch - Antisemit. Daran kann auch der Zusatz nichts ändern, es würden „offen antisemitische Muster vermieden" - im Gegenteil: das bedeutet ja nichts anderes, als dass der unserem Mandanten unterstellte Antisemitismus nur nicht offen gezeigt werde. Der gänzlich haltlose Vorwurf des Antisemitismus ist rechtswidrig.



ten Entscheidung des BVerfG zulässig wäre. Die Äußerung beschränkt sich vielmehr

darauf, die Bewertung der Denkfigur eines produktiven Kapitals in Abgrenzung zum als

unproduktiv  gedachten  Finanzkapital  bzw.  des  „natürlichen“  Geldes  in  Abgrenzung

zum „unnatürlichen“ Zentralbankgeld bzw. der „gesunden“ Marktwirtschaft in Abgren-

zung zum „kranken“ Finanzkapitalismus.

VIII. Zu 2. b) gg)

Diese Bewertung bezieht sich erkennbar auf den von Ihrem Mandanten so genannten

„Genderismus“. In dem betreffenden Buch wird der Neoliberalismus und das „kranke

Geldsystem“ als Ursache für die Zerstörung der kulturellen Identität und der traditio-

nellen geschlechtlichen Ordnung angesehen. Der „Angriff auf Geschlecht und Familie“

sei  „angebliche  Bedingung  eines  kranken Kapitalismus“  (S.  443)  und  dieser  Angriff

werde vom  „Genderismus“  durchgeführt.  Darunter  versteht  Ihr  Mandant neben der

Genderforschung die sog. „Vielfaltsdoktrin“ (S. 294). Hier finden sich besonders zahl-

reiche herabwürdigende Bemerkungen: Der Genderismus unterstütze ein „generelles

Dogma der Unfruchtbarkeit und der Bindungslosigkeit“ (S. 294), betreibe eine "Nivel-

lierung der Geschlechter" (S. 294), sei „Teil einer aggressiven Minderheitenpoltik“ (S.

295), sei „Kulturmarxismus“ (S. 295), behaupte, „Homosexuelle, Transsexuelle und Mi-

granten seien identitätspolitisch die neuen Juden und die neuen ausgebeuteten Prole-

tarier“ (S. 295), stehe „auf dem Niveau von Fundamentalisten“ (S. 295), schaffe ein „Kli-

ma mittelalterlicher Inquisition..., indem potentiell Jeder als sexistisch oder rassistisch

entlarvt“ werde (S. 296), werde von einer „militanten Aggressivität der LGBTI-Funktio-

näre“  (S.  296)  betrieben,  sei  „‘Soft-Power-Totalitarismus‘  im  Kontext  einer  globalen

Lobby“ (S. 297), befördere „eine reaktante Homophobie, die unter Jugendlichen wie-

der“ zunehme (S. 298), führe zu „intensive[m] Pornografiekonsum, Normalisierung von

Promiskuität, Unzufriedenheit mit dem eigenen Körper und eigener Sexualität, Impo-

tenz durch Überreizung“ (S. 300), sei Folge eines „überzogenen LGBTI-Transsexualis-

mus“ (S. 300), sei als „moralisch unglaubwürdig“ und „habe eine destruktive, intoleran-

te und sexistische Seite entwickelt“ (302), sei „eine infantile oder juvenile Ideologie“ (S.

302), sei „als biologischer Transhumanismus und Naturverachtung neben der Merkan-

tilisierung ein Zeichen für das sinkende europäische Kulturniveau“ (S. 302), sei eine
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gg) Unwahr ist zudem die Behauptung, einige der von unserem Mandanten verwendeten Beschreibungen seien „hasserfüllt". Die zum vermeintlichen Beleg für diese unwahre Behauptung angeführten Beispiele tragen diese Wertung nicht. Wenn unser Mandant sich kritisch zu bestimmten Phänomenen äußert, bedeutet das nicht, dass er diesen Phänomenen mit Hass gegenübersteht. Das trifft gerade nicht zu, die Äußerung ist deshalb ebenfalls unwahr und damit unzulässig.



„Ideologie der Unfruchtbarkeit“ (303), betreibe eine „Verherrlichung von Abtreibung“

(S. 303), sei eine „politisch totalitäre Ideologie“ (S. 303), übe auch „strukturelle Gewalt

gegen Heterosexualität oder Männer“ (303) aus, verwende auch „Kampfbegriffe des He-

terosexismus und der Heteronormativität“ (S. 303) 

In einem Satz Ihres Mandanten zusammengefasst: „Genderismus ist das politische In-

strument einer einseitigen und aggressiven Minderheitenpolitik, die als reziproker Se-

xismus und Rassismus und als Überkompensation von Diskriminierung anzusehen ist“

(S. 303). 

Diese Zusammenballung von Unterstellungen, Behauptungen, Abwertungen, Zuschrei-

bungen und Diskriminierungen kann und darf mit einem Wort als „hasserfüllt“ bewer-

tet werden. Damit ist in keiner Weise ausgesagt, welche Motive Ihr Mandant beim Ab-

fassen des Textes bewegten oder er gegenüber den genannten Gruppen hegt. Doch er

muss damit rechnen und es dulden, dass derart verfasste Texte einer entsprechenden

Bewertung zugeführt werden.

IX. Zu 2. c) aa)

Siehe die Ausführungen zu Ziff. I.

X. Zu 2. c) bb)

Bekanntlich war es Ihr Mandant, der als Herausgeber des Sammelbands den einzelnen

Beitragen eine inhaltliche Rahmung zu verleihen hatte. Gerne kann die Tatsache, dass

die anderen Autorinnen und Autoren von Dingen wie „NWO“, „Globalisten“ oder den

unter Ziff. VIII. zitierten Äußerungen nichts wussten, glaubhaft gemacht werden.

XI. Zu 2. c) cc)

Siehe die Ausführungen zu Ziff. V.
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c) Auch in der 22-seitigen Analyse, die Sie sich ebenfalls zu Eigen machen, sind zahlreiche unzulässige Äußerungen enthalten.

aa) Unwahr ist die Behauptung, unser Mandant habe ein „in weiten Zügen rechtsextremes Weltbild". Das Weltbild unseres Mandanten ist nicht rechtsextrem.

Dokumentation
bb) Unwahr ist die Behauptung, „viele der Autor:innen" hätten nicht gewusst, in welchem Kontext sie ihre jeweiligen Fachartikel publizieren. Das ist eine bloße Unterstellung, die durch nichts belegt werden kann. Der Prozess der Herausgabe des in Rede stehenden Fachbuchs erstreckte sich über drei Jahre; die Autoren und Autorinnen wussten selbstverständlich über den Kontext, in dem ihre Beitrage erscheinen würden, zu jedem Zeitpunkt Bescheid. Unwahr ist weiter die Behauptung, unser Mandant habe die Beitrage in einen „rechtsoffenen bis eindeutig rechtsextremen Theorierahmen" gesetzt bzw. er habe „Beiträge außerhalb des rechten Argumentationsrahmens [...] für sein Narrativ instrumentell vereinnahmt"

Dokumentation
cc) Unwahr sind die Behauptungen, unser Mandant habe „rechte bis rechtsoffene Beitrage" zu dem Fachbuch beigesteuert, seine Kritik ziele auf „reaktionäre Schließung" ab und er verwende „rechtsradikale Topoi" bzw. „kaum verhüllte klassische rechtsextreme Topoi".



XII. Zu 2. c) dd)

Bei der Frage handelt es sich ersichtlich nicht um eine verdeckte Tatsachenbehaup-

tung, sondern um eine Wertung, wie schon die Wortwahl („irgendwie doch“) erkennen

lässt. Diese ist zulässig.

XIII. Zu 2. c) ee)

Auch hier liegt eine Wertung vor, wie schon das Wort „offenbar“ andeutet.

XIV. Zu 2. c) ff)

Siehe die Ausführungen zu Ziff. I. Es handelt sich auch nicht um eine Verkürzung, son-

dern um eine Wertung.

XV. Zu 2. c) gg)

An  dieser  Stelle  lassen  wir  Ihren  Mandanten  erneut  zu  Wort  kommen.  „In  diesem

Buch“, so schreibt er in seiner Funktion als Herausgeber in der Einleitung des Sammel-

bandes, „kommen kritische Stimmen nicht nur zu Wort, sondern werden auch gebün-

delt [...] Ob dies jenseits vereinfachender Ideologien in der Weise gelingt, das sich am

Ende eine stimmige Analyse oder klare Konsequenzen ergeben, kann im Rahmen einer

Einführung genauso wenig vorweggenommen werden wie die Ergebnisse eines natur-

wissenschaftlichen Experimentes. Aber es gibt die begründete Hoffnung auf Perspekti-

ven jenseits der heutigen Normalität.“ Ihr Mandant tut hier offen kund, die Beiträge des

Buches mit dem Ziel gebündelt zu haben, dass sich daraus eine „stimmige Analyse“ er-

gibt. Dies ist an sich nicht zu beanstanden. Wenn die Analyse dann aber die Zielrich-

tung bewertet, muss Ihr Mandant dies hinnehmen. Diese Form der Bewertung ist, wie

bereits ausführlich dargelegt, von der Meinungsfreiheit gedeckt.
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dd) Unzulässig ist die in eine rhetorische Frage gepackte unwahre Behauptung, in dem von unserem Mandanten herausgegebenen Fachbuch sei „irgendwie doch" von „Überfremdung" und „Deutschland-den-Deutschen" die Rede.

Dokumentation
ee) Die Formulierung, unser Mandant verfüge „offenbar qua höherer Einsicht" über „richtiges und falsches Denken", ist Schmähkritik, weil unterstellt wird, unser Mandant würde sich anmaßen zu bestimmen, was „richtiges Denken" ist. Das tut er nicht.

Dokumentation
ff) Unwahr, weil auf einer unzulässigen Verkürzung der Argumentation unseres Mandanten beruhend, ist die Behauptung, unser Mandant bediene sich einer „für Rechtsextreme typischen Argumentation". Soweit durch die weiteren Formulierungen „die Modernekritik in Rosas Resonanztheorie ist auch für Rechte anschlussfähig und „doch in der konkreten Analyse ist bei Rosa stets nur von „der Modern" die Rede, was sie nach rechts anschlussfähig macht. Wendisch greift gerne zu." unserem Mandanten wiederum eine rechte Geisteshaltung unterstellt wird, handelt es sich auch insoweit um unzulässige, weil unwahre Tatsachenbehauptungen. Unser Mandant verfolgt auch keine „Agenda".

Dokumentation
gg) Unwahr ist die Behauptung, unser Mandant habe eine „rechte Rahmensetzung" gestaltet. Unser Mandant hat auch nicht „die anderen Beitrage ins rechte Weltbild" gerückt. Wie bereits dargelegt, ist das Weltbild unseres Mandanten nicht „rechts".



XVI. Zu 2. c) hh)

Siehe die Ausführungen zu Ziff. V.

XVII. Zu 2. c) ii)

Wir machen es kurz: Es handelt sich nicht um Schmähkritik.

XVIII. Zu 2. c) jj)

Auch hier verweisen wir auf die Ausführungen zu Ziff. I.

XIX. Zu 2. c) kk)

Die Äußerung ist erkennbar von wertenden Elementen geprägt und daher keine Tatsa-

chenbehauptung. Was „reaktionäre Zwecke“ sind, ist ebenso wenig durch Mittel des Be-

weises zu ergründen wie die „Umdeutung“ eines Begriffs.

XX. Zu 2. c) ll)

Was eine „sich verdichtende Zuspitzung“ ist und was ein „rechter Gehalt“, vermag nicht

bewiesen werden, sodass die Äußerung von der Meinungsfreiheit gedeckt ist.

XXI. Zu 2. c) mm)

Siehe die Ausführungen zu Ziff. VIII.

XXII. Zu 2. c) nn)

Siehe die Ausführungen zu Ziff. I.
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hh) Unzulässig ist die Darstellung, unser Mandant habe in dem von ihm herausgegebenen Fachbuch „längst als Verschwörungstheorien dechiffrierte Behauptungen" wiedergegeben. Im weiteren Text wird unserem Mandanten weiter unterstellt, das Fachbuch enthalte „Falschbehauptungen". Das trifft tatsächlich nicht zu, die diesbezügliche Behauptung ist unwahr.

Dokumentation
ii) Die Bezugnahme auf einen Aufsatz, der einen „qualitativen inhaltlichen Absturz" biete und dessen Autor unser Mandant „im Anschluss die Krone aufsetzen" dürfe, stellt wiederum Schmähkritik dar.

Dokumentation
jj) Unwahr ist sodann auch die wiederholte Behauptung, unser Mandant habe „die Beiträge der geladenen Autor:innen in sein rechtes Weltbild" eingepasst, und die Zusammenfügung von Einzelfiguren offenbare in klarer Weise „die in wissenschaftlichem Jargon verpackte rechtsextreme Ideologie" unseres Mandanten.

Dokumentation
kk) Unser Mandant hat auch nicht den Begriff Kritik für „reaktionäre Zwecke umgedeutet", auch dies ist eine unwahre Tatsachenbehauptung. Unser Mandant hat in dem in Rede stehenden Fachbuch auch nicht die Zielsetzung, den Fokus der Psychotherapie verstärkt auf die gesellschaftlichen Zusammenhänge zu richten, in ein rechtsextremes Rahmenwerk" eingesetzt, und dies auch nicht „in Form eines intellektuellen Rechtsextremismus, der scheinbar offen, reflektiert und wissenschaftlich auftritt". Es gibt auch keine Autoren oder Autorinnen, die „die rechte Rahmensetzung unterstützen" (da es an einer „rechten Rahmensetzung" schon fehlt).

Dokumentation
ll) Auf S. 20 Abs. 1 der „Analyse" wird ausgeführt, das in Rede stehende Fachbuch behandle „reale Probleme, deren Beschreibung häufig zuzustimmen ist". Auch von diesem positiven und den Inhalten des Buches zustimmenden Befund wird jedoch wiederum die Brücke geschlagen zu der unwahren Tatsachenbehauptung, es werde in einer „sich verdichtenden Zuspitzung und Verbindung der Figuren" ein „rechter Gehalt" deutlich, der in der Verwendung von Relativierungen „kaschiert" werde in der Form, dass eine „erkennbare rechte Position formuliert" werde, die dann an anderer Stelle „halb zurückgenommen" werde.

Dokumentation
mm) Erneut wird auch in der „Analyse" die Behauptung aufgestellt, unser Mandant bediene sich bei der Darstellung von gesellschaftlichen Prozessen in organisch-medizinischen Begriffen einer Darstellungsweise, die „typisch für rechtsextreme, antisemitische Argumentationen" sei (die Formulierung aus dem Leserbrief wird wörtlich wiederholt: „auch im Nationalsozialismus war sie gängige Sprache. Dabei handelt es sich nicht um bloße Metaphern, die Wortwahl ist ernst gemeint."). Unserem Mandanten wird damit wiederum unterstellt, er stehe nationalsozialistischem Gedankengut und den von den Nationalsozialisten verfolgten Zielen nahe. Auch diese Behauptung ist schlicht unwahr, sie stellt im übrigen Schmähkritik dar.

Dokumentation
nn) Auch soweit die „Zurückführung komplexer Probleme auf einfache Ursachen und Schuldige" als „weitere typische rechtsextreme Argumentationsweise" bezeichnet wird, ist dies bezogen auf unseren Mandanten - wie bereits im Zusammenhang mit dem Leserbrief ausgeführt (s.o.) - eine unwahre Tatsachenbehauptung, weil unser Mandant die von ihm in dem von ihm herausgegebenen Fachbuch behandelten komplexen Probleme ja gerade nicht auf „einfache Ursachen und Schuldige" zurückführt. Unwahr ist auch die Behauptung, die Argumentationsweise unseres Mandaten stelle sich als „rechtsextrem" dar, unser Mandant verwende in dem von ihm herausgegebenen Fachbuch „klassische rechtsextreme Motive" oder ein „Schema", das „Bestandteil von Verschwörungsideologien" sei.



XXIII. Zu 2. c) oo)

Siehe die Ausführungen zu Ziff. VII.

XXIV. Zu 2. c) pp)

Die Äußerung ist zulässig. Die erste Verschwörungstheorie, auf die Ihr Mandant für die

Untermauerung  seiner  Argumentation  der  vorgeblichen  „Errichtung  einer  westlich

zentrierten neuen Weltordnung (NWO)“  (S.  83)  und eines  „deep state“  (ebd.,  beides

rechtsextreme Codes, s.o.) bezieht, ist die Behauptung, hier überwiegend sogar in di-

rekter Rede, dass bereits 

"1923 mit der Idee einer Pan-Europäischen Union und 1925 als Verschmelzung

aller Völker Europas und der Welt zu einer hybriden Einheitskultur – und der

Menschen zu einer ‚eurasisch-negroiden Zukunftsrasse‘ – nach dem Vorbild der

Vereinigten Staaten formuliert (Coudenhove-Kalergi, 1923; 1925)"

geworden sei. 

Dazu verweisen wir erneut auf die Wikipedia: 

"Der Kalergi-Plan (italienisch: Piano Kalergi), manchmal auch als Coudenhove-

Kalergi-Verschwörung bekannt, ist eine rechtsextreme, antisemitische, weißna-

tionalistische Verschwörungstheorie, die besagt, dass es ein Komplott zur Vermi-

schung der weißen Europäer mit anderen „Rassen“ durch Einwanderung gäbe,

das von Coudenhove-Kalergi konstruiert sei und in aristokratisch-europäischen

Gesellschaftskreisen gefördert würde“.

https://de.wikipedia.org/wiki/Richard_Nikolaus_Coudenhove-

Kalergi#Rechtsextreme_Verschw%C3%B6rungstheorie:_Angeblicher_

%E2%80%9EKalergi-Plan%E2%80%9C

Ihr Mandant bezieht sich damit offensichtlich auf eine Verschwörungstheorie, er konn-

te sich somit erkennbar „nicht zurückhalten“. 
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Dokumentation
oo) Erneut wird auch in der „Analyse" unserem Mandanten unterstellt, er evoziere „das von der NSDAP verwendete Bild vom „raffenden und schaffenden Kapital" (raffend=jüdisch)"; suggeriert wird dadurch, unser Mandant sei - auch noch - Antisemit. Daran kann auch der Zusatz nichts ändern, es gebe keine „offen antisemitischen Muster" - im Gegenteil: das bedeutet ja, wie vorstehend bereits ausgeführt, nichts anderes, als dass der unserem Mandanten unterstellte Antisemitismus nur nicht offen gezeigt werde. Es wird behauptet, „ein struktureller Antisemitismus [sei] nicht zu übersehen." Der gänzlich haltlose Vorwurf des Antisemitismus ist rechtswidrig.

Dokumentation
pp) Unzulässig ist weiter die unwahre Darstellung, unser Mandant habe sich „bei drei offenkundigen Verschwörungstheorien [...] nicht zurückhalten" können, weil dadurch der unzutreffende Eindruck erweckt wird, die bloße Erwähnung in dem von unserem Mandanten herausgegebenen Fachbuch bedeute, dass unser Mandant selbst diesen Theorien anhängt.



Die beiden weiteren Verschwörungstheorien werden durch ein Zitat von Rainer Rupp

eingeführt: 

„2018 seien 70% der weltweiten Polioinfektionen auf Impfprogramme zurück-

zuführen gewesen. In den Impfsubstanzen haben sich z.B. Fremdsubstanzen zur

Verhinderung von Schwangerschaften nachweisen lassen. Die Gates-Stiftung be-

treibe Bevölkerungspolitik (Sterilisierung) unter dem Deckmantel der Krebsvor-

sorge  und  WHO  habe  sich  geweigert  tödliche  Impfstoffe  zurückzuziehen“

(S. 196). 

Im ersten Fall handelt es sich um eine Irreführung mit relativen und absoluten Zahlen,

mit denen der Eindruck erweckt werde, Impfungen bewirkten nichts, sondern lösten

im Gegenteil die zu bekämpfende Krankheit erst aus: Der prozentuale Anteil der Impf-

polio-Fälle (die es gibt) im Vergleich zu Wildpolio sagt nichts über die tatsächliche Ver-

breitung aus. So gab es 2021 nur 5 Wildpoliofälle, was bei 591 Fällen insgesamt noch

1% ausmacht. Der relative Anteil der Impfpolio-Fälle lag also 2021 tatsächlich sogar bei

99%. Tatsächlich sank die absolute Zahl von 1988 jedoch um 99% (Quelle: https://cor-

rectiv.org/faktencheck/2022/01/24/polio-wurde-durch-impfungen-nahezu-ausgerot-

tet-einzelne-faelle-werden-aber-durch-impfstoff-viren-ausgeloest/). 

Auch die dritte Falschbehauptung lässt sich leicht prüfen, denn sie geht zurück auf ei-

nen Bericht von Pravda TV (wo häufig Verschwörungstheorien verbreitet werden), das

ein Zitat von Bill Gates aus dem Zusammenhang reißt und die Aussage inhaltlich in ihr

Gegenteil umdreht.

Vgl.  https://correctiv.org/faktencheck/2017/04/18/bill-gates-soll-gesagt-

haben-impfen-ist-die-beste-art-der-bevoelkerungsreduktion-stimmt-

das/.

Dadurch, dass Ihr Mandant die beschriebenen Fälschungen zustimmend benennt und

zitiert, ist erkennbar keine Falschbehauptung gegeben, zumal auch an dieser Stelle der

wertende Charakter im Vordergrund steht.
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XXV. Zu 2. c) qq)

Siehe die Ausführungen zu Ziff. VIII.

XXVI. Zu 2. c) rr)

Siehe die Ausführungen zu Ziff. XV.

XXVII. Zu 2. c) ss)

Siehe die Ausführungen zu Ziff. III.-V.

Im Ergebnis sind sämtliche der angegriffenen Äußerungen zulässig. Aus diesem Grun-

de wird unser Mandant eine Unterlassungserklärung nicht abgeben. Die Freiheit der

Wissenschaft ist garantiert, doch muss sich Ihr Mandant, wenn er diese Freiheit nutzt,

auch eine begründete Kritik – selbstredend fern jeder Schmähung, wie vorliegend – ge-

fallen lassen. Da sich Ihr Mandant mehrerer Ansprüche berühmt, werden Sie ihn si-

cherlich darüber aufgeklärt haben, dass unser Mandant eine negative Feststellungskla-

ge erheben kann, was nun zu erörtern sein wird.

Lediglich äußerst vorsorglich weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass Sie gehalten sind,

dieses Schreiben im Rahmen Ihrer prozessualen Wahrheitspflicht bei Gericht vorzule-

gen (§ 138 Abs. 1 ZPO).

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Jasper Prigge, LL.M.

Rechtsanwalt
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Dokumentation
qq) Unwahr ist zudem auch hier die Behauptung, einige der von unserem Mandanten verwendeten Beschreibungen seien „hasserfüllt". Die zum vermeintlichen Beleg für diese unwahre Behauptung angeführten Beispiele tragen diese Wertung schon nicht. Wenn unser Mandant sich kritisch zu bestimmten Phänomenen äußert, bedeutet das nicht, dass er diesen Phänomenen mit Hass gegenübersteht. Das trifft gerade nicht zu, die Äußerung ist deshalb ebenfalls unwahr und damit unzulässig. Die Behauptung, unser Mandant vertrete Ansichten, die „zu den Klassikern rechtsextremer Positionen" gehören, ist ebenfalls unwahr.

Dokumentation
rr) Unzutreffend ist ferner die Behauptung, die von den Autoren Geigges und Leiß vorgestellte Perspektive werde von unserem Mandanten „vereinnahmt".

Dokumentation
ss) Unwahr ist schließlich die Behauptung, bei der in dem von unserem Mandanten herausgegebenen Fachbuch vorgenommenen Deutung gesellschaftlicher Probleme handle es sich um „Psychologisierung, Medizinalisierung und Therapeutisierung im Lichte rechtsextremer Ideologie" bzw. um „Kritik durch rechtsextreme Ansätze".

Dokumentation
3. Es geht Ihnen mit der öffentlichen Zugänglichmachung Ihrer Schmähschriften, die Sie als von einer „Gruppe" verantwortet darstellen, um einen Angriff auf unseren Mandanten, auf persönliche Diffamierung und Schädigung seiner Person wie seiner wirtschaftlichen Erwerbsgrundlagen. Sie brandmarken unseren Mandanten als „Nazi" und Antisemiten. Sie wissen und legen es bewusst darauf an, dass unser Mandant, mit solcherlei Etiketten versehen und in den Ruch eines Rechtsextremen gebracht, gesellschaftlich gebrandmarkt und geachtet wird, gewissermaßen den „gesellschaftlichen Tod" erleidet. Wirtschaftlich haben Sie unseren Mandanten bereits erheblich geschädigt, da der Hogrefe-Verlag aufgrund des von Ihnen jedenfalls orchestrierten (sofern Sie nicht als Einzeltäter vorgehen, sondern weitere (anonyme) Mittäter haben) Angriffs auf unseren Mandanten in seiner Eigenschaft als Herausgeber des in Rede stehenden Fachbuchs das besagte Werk - um nur ja nicht als Verlag in der öffentlichen Wahrnehmung ebenfalls mit dem ungustiösen „Bonbon" in Zusammenhang gebracht zu werden, das Sie unserem Mandanten anzukleben versuchen - zunächst aus seinem Verlagsprogramm genommen hat.

KrPT Köln/Bonn
Antwort der Gruppe (außerhalb des anwaltlichen Schreibens):
Bei der Analyse des Buches, herausgegeben von Herrn Dr. Wendisch, sowie dem Leser:innenbrief, zeitweise zu finden auf der Website des Bundesverbandes der Vertragspsychotherapeuten e.V., handelt es sich mitnichten um Schmähschriften, sondern um einen Beitrag zum demokratischen Diskurs. Dabei fühlen wir uns in der Verantwortung auf gefährliche rechtsextreme Tendenzen, wie wir sie in dem von Herrn Dr. Wendisch herausgegeben und in weiten Teilen geschriebenen Buch gefunden haben, aufmerksam zu machen. Für Herrn Dr. Wendisch mag die Kritik hart sein, doch er hat sich sich vorher entschieden, die Inhalte nach seinen Vorstellungen zu publizieren, die wir nun kritisieren. Wir hätten es angemessen gefunden, wenn Herr Dr. Wendisch sich inhaltlich auf diese deutliche Kritik bezieht, anstatt den juristischen Weg zu wählen. Eine Antwort auf unsere Kritik ist bislang nicht eingetroffen. Die Freiheit der Wissenschaft ist garantiert, doch muss sich Herr Dr. Wendisch, wenn diese Freiheit nutzt, auch eine begründete Kritik - fern jeder Schmähung - gefallen lassen. Uns als Überbringer:innen der schlechten Nachricht für Inhalte verantwortlich zu machen, für die Herr Dr. Wendisch einzustehen hat, verkehrt Ursache und Wirkung. In keiner Weise ist uns daran gelegen, die Person von Herrn Dr. Wendisch zu bewerten (Ziel waren immer die Inhalte, nicht die Person), ihn zu diffamieren oder zu schädigen. Für den Ruch des Rechtsextremen muss Herr Dr. Wendisch selbst die Verantwortung übernehmen. Uns ferner die Verantwortung für die Entscheidung des Hogrefe-Verlags anzulasten, ist abwegig. Wir hatten bislang keinerlei Kontakt zum Verlag und gehen davon aus, dass der Verlag in der Lage ist, für sich die Sachlage zu prüfen und eigenständige Entscheidungen zu treffen.


